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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
A 1.1. Polizeipräsidium Bonn 

Postfach 2838 
53018Bonn 
 
KI 1/KK KP/O 
 
mit Schreiben vom 
07.05.2014 

Für das Gewerbegebiet wurde durch das hiesige Sachgebiet, KHK 
Schürmann), bereits am 25.11.2011 eine Stellungnahme abgegeben 
Durch die Änderung in größere zusammenhängende Bauflächen hat 
sich aus Sicht des kriminalpräventiven Städtebaus keine Änderung 
zu der abgegebenen Stellungnahme ergeben. 
 
Stellungnahme vom 25:11.2011: 
Im Rahmen der Beteiligung von Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange weise ich auf Folgendes hin: 
Ein Ortstermin hat ergeben, dass das Gewerbegebiet schon jetzt 
direkt von der BAB 61 AS Rheinbach aus über sog. Wirtschaftswe-
ge, auch mit größeren Kraftfahrzeugen angefahren werden kann. 
Dieser Umstand begünstigt Tatgelegenheiten, da eine Annäherung 
in das sowie Abfahrt aus dem Gewerbe unbemerkt möglich ist. Eine 
ähnliche Situation begünstigte in Jahren 2004/5 die Entstehung 
eines Deliktbrennpunktes im Gewerbegebiet Eduard-Rhein-Straße 
in Königswinter Oberpleis.  
21 Fälle von besonders schwerem Diebstahl sowie unter erschwe-
renden Umständen aus 
- Büroräumen 
- Banken, Sparkassen/Poststellen 
- Kraftfahrzeugen  
- Fabrikations-/Lagerräumen 
- unbezogenen Neu-Rohbauten 
wurden seinerzeit zur Anzeige gebracht. Nach aufwendiger und 
zeitintensiver Recherche und Auswertung wurde eine Anfahrmög-
lichkeit von der A 3 über die AS Siebengebirge und weiter über sog. 
Wirtschaftswege ermittelt. Nach Sperrung dieser Zufahrt, gingen die 
Eigentumsdelikte merklich zurück. 
(siehe auch: Polizei NRW - Ausgezeichnete Projekte städtebaulicher 
Kriminalprävention:  
http://www.polizei.nrw.de/aufgaben/vorbeugung-1/staedtebauliche-
kriminalpraevention/article/staedtebauliche-kriminalpraevention-
2007.html, http://www.polizei.nrw.de/projekte-1/article/oberpleis.html 

Zur Kriminalprävention sollen die sicherheitsrelevanten Empfeh-
lungen des Polizeipräsidiums Bonn, Fachbereich Städtebauliche 
Kriminalprävention beachtet werden. 
Die sicherheitsrelevanten Empfehlungen der Polizei gehen jedoch 
über die vom Katalog des Baugesetzbuches erfassten Festset-
zungsmöglichkeiten eines Bebauungsplanes hinaus.  
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und die zustän-
digen Fachämter werden informiert. 
Als Anstoßfunktion wird ein entsprechender Hinweis in den Be-
bauungsplan, analog zur III. Änderung des Bebauungsplanes 
Nr. 54, in die IV. Änderung aufgenommen.  
 
Beschlussempfehlung zu A 1.1: 
Über die mit Schreiben vom 07.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.1 des Polizeipräsidiums Bonn wird wie folgt entschie-
den: 
 
Es wird folgender Hinweis zur Sperrung von Wirtschaftswe-
gen in den Bebauungsplan aufgenommen: 
 
Kriminalprävention 
Zur Kriminalprävention sollten die sicherheitsrelevanten Emp-
fehlungen des Polizeipräsidiums Bonn, Fachbereich Städte-
bauliche Kriminalprävention beachtet werden.  
Es wird empfohlen, die unberechtigte Nutzung der umgeben-
den Wirtschaftswege zur unbemerkten Anfahrt in das Gewer-
be- und Industriegebiet zu untersagen. Das Setzen von her-
ausnehmbaren Sperrpfosten oder einer abschließbaren 
Schranke wird zur Absprache mit der ortsansässigen Land-
wirtschaftskammer angeregt. 
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Aus den genannten Gründen wird bereits jetzt empfohlen, die unbe-
rechtigte Nutzung der Wirtschaftswege zur unbemerkten Anfahrt in 
das Gewerbegebiet zu untersagen. Das Setzten von herausnehm-
baren Sperrpfosten oder einer abschließbaren Schranke wird zur 
Absprache mit den ortsansässigen Landwirtschaftsbetrieben ange-
regt. 
 

 
Anfahrmöglichkeit  
 Verlängerung Marie-Curie-Straße Richtung Südosten (Bild 1) 
 Unterquerung der L 264 (Bild 2)   
 Weiterfahrt parallel zur B 266 in das Gewerbegebiet (Bild 3) 

 
 
 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  02.02.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 54 „Gewerbe- und Büropark Nord II“ IV. Änderung 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
A) Frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
A 1) Stellungnahmen Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 3 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
Anfahrmöglichkeit  
 
 BAB 61 AS Rheinbach abfahren 
 weiter auf die L 471 in Richtung L 158 fahren 
 rechts abbiegen auf die Meckenheimer Allee in Richtung Me-

ckenheim 
 links auf die Meckenheimer Straße abbiegen (Bild 4) 
 Überqueren der Bundesbahnanlage (Bild 5) 
 links auf Wirtschaftsweg in Richtung Westen abbiegen (Bild 6) 
 Unterqueren der BAB 61 
 vor der Unterführung B 266 rechts abbiegen in Richtung Gewer-

begebiet (Bild 7) 
 

 
Bild 1 
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 Bild 2 
 

 
Bild 3 
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Bild 4 

 
Bild 5 
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Bild 6 

 
Bild 7 
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A 1.2 Naturpark Rheinland 

Willy-Brandt-Platz 1 
50126 Bergheim 
 
Hier: Schreiben vom 05.05.2014 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Durch die beabsichtigte Bebauungsplan-Änderung ergibt sich 
keine Verschlechterung der bisherigen Situation. Das Gewerbege-
biet ist bereits vorhanden und überwiegend bebaut. Es ist durch 
die BAB 61, die in Dammlage liegt, von der freien Landschaft und 
dem Erholungsraum räumlich und funktional getrennt. 
 
Durch die BAB 61 besteht hinsichtlich des Verkehrslärms eine 
erhebliche Vorbelastung, die bis in den angrenzenden Erholungs-
raum einwirkt. Die im Zuge der Bebauungsplan-Änderung als 
zusätzliche überbaubare gewerbliche Fläche überplante Grünflä-
che hat keine Bedeutung für die Erholung. 
 
Die marginalen Veränderungen des Landschaftsbildes sind aus 
dem Erholungsraum aufgrund der Sichtbarriere in Form der 
BAB 61 nicht wahrnehmbar. 
 
Der Anregung, zur Minimierung der negativen Einflüsse Begrü-
nungsmaßnahmen vorzusehen und einen entsprechenden Aus-
gleich vorzusehen, wird im Wesentlichen gefolgt. 
 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.2: 
Über die mit Schreiben vom 05.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.2 des Naturpark Rheinlands wird wie folgt entschieden: 
 
Zur Minimierung negativer Einflüsse auf die Landschaft wer-
den im Bebauungsplan Festsetzungen zur Begrünung und 
Unterhaltung nicht überbauter oder befestigter Grundstücks-
flächen getroffen. 
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A 1.3 Vodafone GmbH 

Region West 
D 2 Park 5 
40878 Ratingen 
 
Hier: Schreiben vom 20.05.2014 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 
 
Bei der festgesetzten Höhe von 180m ü. NHN liegen die Gebäu-
dehöhen bei ca. 15 m und damit unterhalb der kritischen Auslöse-
höhe von ca. 40 m. Bei einer Überschreitung der festgesetzten 
maximalen Anlagenhöhe in dem Ausmaß erfolgt im nachgeordne-
ten Genehmigungsverfahren eine Beteiligung des Versorgungsträ-
gers. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.3: 
Über die mit Schreiben vom 20.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.3 der Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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A 1.4 Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. 

KG 
Projektmanagement Netze 
Münsterstraße 9 
53881 Euskirchen 
 
Hier: Schreiben vom 19.05.2014 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise 
werden im Zuge der Umsetzung der Planung bei nachfolgenden 
Erschließungsarbeiten beachtet. Belange der Bauleitplanung sind 
nicht berührt  
 
Beschlussempfehlung zu A 1.4: 
Über die mit Schreiben vom 19.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.4 der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

A 1.5 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Autobahnniederlassung Krefeld 
Postfach 101352  
47713 Krefeld 
 
Hier: Schreiben vom 23.05.2014 
 

 
 

Die Stellungnahme und der Verweis auf das Schreiben der Regio-
nalverwaltung Ville-Eifel vom 09.05.2014 werden zur Kenntnis 
genommen.  
 
Die von der Regionalverwaltung Ville-Eifel mit Schreiben von 
09.05.2014 geäußerten Anregungen werden in der Planung, in den 
textlichen Festsetzungen und in der Begründung im Wesentlichen 
berücksichtigt: 
Die Anforderungen des § 9 FStrG werden beachtet.  
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Es liegt bereits ein Verkehrsgutachten aus dem Jahr 2011 vor. Im 
Ergebnis ist festzuhalten, dass die genannten Knotenpunkte der-
zeit ausreichend leistungsfähig sind. Erst ab einer signifikanten 
Zunahme des Verkehrs durch vollständige Bebauung der ange-
schlossenen Flächen werden Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrsqualität an den Knotenpunkten als erforderlich erachtet. 
Davon ist zum jetzigen Zeitpunkt mit dem geringfügigen Zuwachs 
von 3.500 m² Nettobauland nicht auszugehen. 
 
Aus der Eigenart des Baugebietes ergeben sich bereits keine 
gegen Verkehrslärm schutzbedürftigen Nutzungen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.5: 
Über die mit Schreiben vom 23.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.5 des Landesbetriebs Straßenbau, Autobahnniederlas-
sung Krefeld wird wie folgt entschieden: 
 
Es wird auf die Beschlussempfehlung A 1:10 zum Schreiben 
vom 09.05.2014 der Straßen NRW, Regionalniederlassung 
Ville-Eifel, Postfach 120161, 53874 Euskirchen verwiesen.  
 

A 1.6 Bezirksregierung Köln 
Dezernat 54 – Wasserwirtschaft, Ge-
wässerschutz 
Zeughausstr. 2-10 
50667 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 02.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme und die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen. 
Der Rhein-Sieg-Kreis wurde im Verfahren beteiligt, seitens der 
Unteren Wasserbehörde wurden keine Hinweise oder Anregungen 
zu dem angrenzenden Eulenbach abgegeben. 
 
Aussagen zum vorläufig festgesetzten Überschwemmungsgebiet 
sowie zum Hochwasserrisiko sind auf der Internetseite der Bezirks-
regierung verfügbar und werden zur Bewertung herangezogen. 
(http://www.bezreg-
koeln.nrw.de/brk_internet/leistungen/abteilung05/54/hochwassersc
hutz/richtlinie/index.html) 
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Das Plangebiet liegt außerhalb des vorläufig festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes des Eulenbaches. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.6: 
Über die mit Schreiben vom 02.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.6 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasser-
wirtschaft, Gewässerschutz wird wie folgt entschieden: 
 
Zur vorsorglichen Gefahrenabschätzung werden im Umwelt-
bericht Aussagen zur Wahrscheinlichkeit des Hochwasserrisi-
kos auf der Grundlage der verfügbaren Karten zur Umsetzung 
der EG-Hochwassermanagementrichtlinie getroffen. 
 

A 1.7 Rhein-Main-
Rohrleitungstransportgesellschaft mbH 
Godorfer Hauptstr. 186 
50997 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 29.04.2014 
 

 

Die Stellungnahme und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Das Kompensationsdefizit wird durch Ökopunkte abgegolten. Die 
Maßnahmen wurden bereits durchgeführt. Darüber hinaus erfolgt 
bei Erdeingriffen im Rahmen von Ausgleichsmaßnahmen durch 
das zuständige Fachamt der Stadt Rheinbach eine Leitungsabfra-
ge beim Versorgungsträger. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.7: 
Über die mit Schreiben vom 29.04.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.7 der Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
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A 1.8 RSAG AöR 

53719 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 08.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Es erfolgt keine Veränderung der Verkehrsflächen – eine Berück-
sichtigung der Belange im Bebauungsplan ist nicht erforderlich. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.8: 
Über die mit Schreiben vom 08.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.8 der Rhein-Sieg-Abfallgesellschaft ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
 

A 1.9 Bundesnetzagentur 
Fehrbelliner Platz 3 
10707 Berlin 
 
Hier: Schreiben vom 12.05.2014 
 

Die Stellungnahme und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Netzbetreiber wurden im Verfahren zur Bebauungsplanaufstel-
lung beteiligt. 
 
Bei der festgesetzten Höhe von 180m ü. NHN liegen die Gebäu-
dehöhen bei ca. 15 m und damit unterhalb der kritischen Auslöse-
höhe von ca. 20 m, ab der eine Untersuchung zum vorsorglichen 
Ausschließen von Richtfunkstörungen durch neue Bauwerke zu 
erbringen wäre.  
Bei einer Überschreitung der festgesetzten maximalen Anlagenhö-
he in dem Ausmaß erfolgt im nachgeordneten Genehmigungsver-
fahren eine Beteiligung der betroffenen Versorgungsträger. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.9: 
Über die mit Schreiben vom 12.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.9 der Bundesnetzagentur ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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A 1.10 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Regionalniederlassung Ville-Eifel 
 
Hier: Schreiben vom 09.05.2014 
 

Die Stellungnahme und die Anregungen werden zur Kenntnis 
genommen und im Wesentlichen in der Planung, in den textlichen 
Festsetzungen und in der Begründung berücksichtigt. 
 
Beachtung der Anforderungen des § 9 FStrG: 
Mit der Festsetzung, dass Nebenanlagen wie Stellplätze, Zufahrten 
und ggf. Überschreitungen der Baugrenze auf den nicht überbau-
baren Grundstücksflächen innerhalb der Anbauverbotszone im 
Einzelfall als Ausnahme nur in Verbindung mit einer Zustimmung / 
Genehmigung des Straßenbaulastträgers zulässig sind, wird dem 
§ 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) entsprochen und einer 
generellen Möglichkeit zur Abweichung vorgebeugt. Ob eine offen-
bar unbeabsichtigte Härte vorliegt, kann nur im nachgeordneten 
Genehmigungsverfahren zur Umsetzung eines konkreten Vorha-
bens beurteilt werden, dazu kann im Rahmen des Bauleitplanver-
fahrens noch keine Aussage getroffen werden. 
 
Die Anforderungen des § 9 FStrG im Hinblick auf die Errichtung 
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von Werbeanlagen sowie den Einschränkungen innerhalb des 
Anbaubeschränkungszone wird durch Planeintrag, textlicher Fest-
setzung und Hinweisen entsprochen. 
 
Verkehrliche Auswirkungen auf die Knotenpunkte: 
Es liegt ein Verkehrsuntersuchung der Leistungsfähigkeit von drei 
Knotenpunkten in Rheinbach – Nord aus dem Jahr 2011 vor (IGS 
Neuss, November 2011), aus dem hervorgeht, dass die Leistungs-
fähigkeit der Knoten unter den derzeitigen Bedingungen ausrei-
chend ist. Ein deutliches Anwachsen der Verkehre wird jedoch bei 
vollständiger Bebauung  der Gewerbegebiete Hochschulviertel, 
Nord I und Nord II prognostiziert. Damit einhergehend wären Maß-
nahmen zur Verbesserung der Verkehrsqualität an den Knoten-
punkten erforderlich. Mit der zusätzlichen Ausweisung von rund 
3.500 m² Nettobauland ist keine signifikante Veränderung der 
Verkehrsmenge zu erwarten, die einen unmittelbaren Handlungs-
bedarf auslösen würde.  
 
Verkehrslärm: 
Aus der Eigenart des Baugebietes ergeben sich bereits keine 
gegen Verkehrslärm schutzbedürftigen Nutzungen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.10: 
Über die mit Schreiben vom 09.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.10 des Landesbetrieb Straßenbau, Regionalniederlas-
sung Ville-Eifel, wird wie folgt entschieden: 
 
Die Anforderungen des § 9 FStrG im Hinblick auf die Errich-
tung von Werbeanlagen sowie den Einschränkungen inner-
halb des Anbaubeschränkungszone wird durch Planeintrag, 
textlicher Festsetzung und Hinweisen entsprochen. 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wird basierend auf 
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der Verkehrsuntersuchung von November 2011 dargelegt, 
dass in Folge der Bebauungsplan-Änderung kein Handlungs-
bedarf an den genannten Knotenpunkten besteht.  
 

A 1.11 Bezirksregierung Arnsberg 
Abteilung 6 Bergbau und Energie in 
NRW 
Postfach  
44025 Dortmund 
 
Hier: Schreiben vom 16.05.2014 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
RWE Power AG und der Erftverband wurden im Verfahren betei-
ligt, Hinweise zu Auswirkungen der Sümpfungsmaßnahmen wur-
den nicht gegeben. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.11: 
Über die mit Schreiben vom 16.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.11 der Bezirksregierung Arnsberg, Abteilung 6 Bergbau 
und Energie in NRW ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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A 1.12 Rhein-Sieg-Kreis 

Der Landrat 
Amt 61 – Planung 
Postfach 1551 
53705 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 16.05.2014 
 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, die Hinweise 
werden beachtet und den Anregungen wird im Wesentlichen ge-
folgt.  
 
Natur- und Landschaftsschutz / Artenschutz: 
Die Biotopverbundfläche Eulenbach tangiert das Gewerbegebiet 
Nord II parallel verlaufend von der B 266 bis zur BAB 61, die auch 
durch ihre Dammlagen jeweils eine räumliche und funktionale 
Barriere darstellen. Im Bereich des vorhandenen Gewerbegebietes 
bestehen bereits Störungen, die durch die Bebauungs-
Planänderung nicht wesentlich verstärkt werden. Die gewässerbe-
gleitenden Grünstrukturen liegen außerhalb des Plangebietes und 
bleiben erhalten. 
Der Umweltbericht trifft Aussagen zur vorhandenen Kompensati-
onsmaßnahme, zum Ausgleich für den Wegfall der Fläche sowie 
zum Eingriff durch die Planung. Belange des Bodenschutzes, der 
Abfallwirtschaft, des Wasserschutzes sowie Klimaschutzziele 
werden berücksichtigt.  
Der Anregung, eine artenschutzrechtliche Prüfung durchzuführen, 
wurde gefolgt. Im Ergebnis sind mit der Umsetzung der Bebau-
ungsplanänderungen keine Verbotstatbestände des 
§ 44 BNatSchG zu erwarten. 
 
Grundwasser- und Bodenschutz, Abfallwirtschaft und Wasser-
schutz: 
Es handelt sich um anthropogen überformte Böden, die bereits 
einer landwirtschaftlichen Nutzung entzogen sind. Der Eingriff ist 
nicht vermeidbar und innerhalb des Plangebietes nicht kompen-
sierbar. Es erfolgt eine Ablösung durch das Ökokonto der Stadt 
Rheinbach. Die darin veranlagten, bereits durchgeführten Maß-
nahmen beinhalten auch bodenbezogene Maßnahmen.  
Die Hinweise zur Verwendung von Recycling-Baustoffen, zum 
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Umgang mit belasteten Bodenmaterial sowie zur geplanten Was-
serschutzzone werden in die Planzeichnung aufgenommen und im 
Zuge der nachgeordneten Genehmigungsverfahren zur Verwirkli-
chung der Planung berücksichtigt. 
 
Einsatz erneuerbarer Energien: 
Die Möglichkeiten zur Erzeugung erneuerbarer Energien in Ge-
werbegebieten wurden im Rahmen des Klimaschutz-Teilkonzeptes 
„Erneuerbare Energie in Rheinbach“ (Dez. 2013) geprüft. Insbe-
sondere im Bereich der Photovoltaik auf und an Gebäuden besteht 
großes Ausbaupotenzial. Freiflächenanlagen sind auf hochwertig 
erschlossenen Gewerbeflächen nicht vorzusehen. Optimierte 
Grundstückszuschnitte ermöglichen kompakte Gebäudeformen, 
dies wirkt sich positiv auf die Energieeffizienz aus. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.12: 
Über die mit Schreiben vom 16.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.12 des Rhein-Sieg-Kreises, Amt 61 – Planung, wird wie 
folgt entschieden: 
 
Die Hinweise und Anregungen zur Prüfung der artenschutz-
rechtlichen Belange, zum Schutz von Grundwasser und Bo-
den, zur Eingriffsminderung sowie zum Einsatz erneuerbarer 
Energien werden bei der Erarbeitung des Planentwurfs beach-
tet. Entsprechende Aussagen, Regelungen und Hinweise 
werden in den Umweltbericht, in die Planzeichnung mit ihren 
textlichen Festsetzungen und Hinweisen aufgenommen. 
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A 1.13 Erftverband 
Postfach 1320 
50103 Bergheim 
 
Hier: Schreiben vom 15.05.2014 
 

Die Anregungen und Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Das Plangebiet ist bis auf die Erweiterungsfläche von rund 
3.500 m² Nettobauland bereits abwassertechnisch erschlossen.  
 
Die Abwasserbeseitigung erfolgt in direktem Anschluss an die 
bestehende Kanalisation im Trennsystem mit Anschluss an die 
Kläranlage Rheinbach. Das Niederschlagswasser wird an den 
vorhandenen Regenwasserkanal angeschlossen. Die Kanäle und 
die nachgeschalteten Abwasseranlagen weisen entsprechende 
Sicherheiten aus, sodass die im Zuge der Bebauungsplan-
Änderung hinzu kommende Fläche noch zusätzlich an das System 
angeschlossen werden kann. 
 
Die hydraulischen Belastungen des Gewässers Eulenbach sind 
bekannt. Durch Modifikationen am Regenklärbecken / Regenrück-
haltebecken bzw. durch Schaffung weiterer Retentionsräume im 
Wassereinzugsgebiet soll diese Situation mittelfristig in Abstim-
mung mit dem Erftverband verbessert werden. 
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Mit dem vorhandenen Trennsystem ist dem § 51a LWG Rechnung 
getragen. Die Untergrundverhältnisse eignen sich generell nicht für 
eine Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers. 
 
Die Hinweise zur Niederschlagswassersammlung und –nutzung, 
werden zur Kenntnis genommen und es werden entsprechende 
Vorschläge als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
Eine verpflichtende Festsetzung zum Betrieb von Regenwas-
sernutzungsanlagen ist rechtswidrig, da sie nicht durch städtebau-
liche Gründe i. S. v. § 9 Abs. 1 BauGB gerechtfertigt werden kann. 
Der Einbau und Betrieb von Regenwassernutzungsanlagen ist in 
die freie Entscheidung des Grundstückseigentümers gestellt.  
 
Beschlussempfehlung zu A 1.13: 
Über die mit Schreiben vom 15.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.13 des Erftverbandes wird wie folgt entschieden: 
 
In den Bebauungsplan wird folgender Hinweis zum Thema 
„Niederschlagswasser“ aufgenommen:  
 
Zur Entlastung der Kanalisation durch starken Oberflächenab-
fluss und zur Verringerung der nachfolgenden Gewässerbe-
lastung wird empfohlen, bei den jeweiligen Bauvorhaben 
Maßnahmen zur Niederschlagswassersammlung und -nutzung 
(z.B. Anlage von Einstaudächern, Gründächern, Sammlung 
von Niederschlagswasser zur Bewässerung o.ä.) vorzusehen. 
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A 1.14 Bezirksregierung Köln 

Dezernat 53 – Immissionsschutz 
50606 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 23.05.2014 
 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Planung 
beachtet.  
 
Der Anregung, sogenannte „Störfallbetriebe“ im Hinblick auf die 
Nähe zur BAB 61 von den allgemein zulässigen Nutzungen inner-
halb des Industriegebietes auszuschließen, wird gefolgt.  
 
Beschlussempfehlung zu A 1.14: 
Über die mit Schreiben vom 23.05.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.14 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 53 – Immissi-
onsschutz, wird wie folgt entschieden: 
 
Die in den textlichen Festsetzungen aufgelisteten Betriebe, die 
innerhalb der Industriegebiete GI nicht zulässig sind, werden 
um folgende Betriebe ergänzt:  
 

- Anlagen, die einen Betriebsbereich im Sinne von § 3 
Abs. 5a BImSchG bilden, oder Teil eines solchen Be-
triebsbereiches wären, 
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A 1.15 Bezirksregierung Köln 
Dezernat 52 – Abfallwirtschaft 
 
Hier: Schreiben vom 11.06.2014 
  

Die Stellungnahme des Dezernats 53 der Bezirksregierung Köln 
zur Beachtung des Trennungsgebot des § 50 BImSchG im Hinblick 
auf die Störfall-Verordnung wird berücksichtigt.  
 
Beschlussempfehlung zu A 1.15: 
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Über die mit Schreiben vom 11.06.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.15 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 52 – Abfallwirt-
schaft, wird wie folgt entschieden: 
 
Die angeregte Festsetzung zu sogenannten „Störfall-
Betrieben“ wird in die Planung aufgenommen. 
 

A 1.16 Bezirksregierung Düsseldorf 
Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Postfach 300865 
40408 Düsseldorf 
 
Hier: Schreiben vom 30.04.2014 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.16: 
Über die mit Schreiben vom 30.04.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.16 der Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbesei-
tigungsdienst, wird wie folgt entschieden: 
 
Zur Vermeidung kampfmittelbedingter Unfälle werden folgen-
de allgemeine Hinweise zur Durchführung von Erdarbeiten mit 
erheblichen mechanischen Belastungen und zum Verhalten 
beim Auffinden von Kampfmittel in den Bebauungsplan auf-
genommen: 
 
Die Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungs-
dienst, teilt aufgrund der Auswertung von Luftbildern mit, 
dass keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln 
innerhalb des Plangebietes vorliegen (Schreiben vom 
30.04.2014 AZ. 22.5-3-5382048-192/14/). Eine Garantie auf 
Kampfmittelfreiheit kann gleichwohl nicht gewährt werden. 
Sofern Kampfmittel gefunden werden, sind die Bauarbeiten 
sofort einzustellen und die zuständige Ordnungsbehörde oder 
eine Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen 
 
Sollten innerhalb des Plangebietes Erdarbeiten mit erhebli-
cher mechanischer Belastung (z.B. Rammarbeiten, Pfahlgrün-
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dungen, Verbauarbeiten oder vergleichbare Arbeiten) durch-
geführt werden, wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. Für 
diesen Fall wird auf das Merkblatt für Baugrundeingriffe auf 
der Internetseite des Kampfmittelbeseitigungsdienstes ver-
wiesen. Ein Antrag kann unter Angabe des o.g. AZ. An den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst kbd@brd.nrw.de gestellt wer-
den. 
 

A 1.17 LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im 
Rheinland 
Endenicher Straße 133 
53115 Bonn 
 
Hier: Schreiben vom 02.10.2014 
 

 
 

Die Hinweise des LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 
werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Büro- und Gewerbepark Nord II ist nahezu vollständig bebaut. 
Im Zuge der Planaufstellung des Ursprungsplanes Rheinbach Nr. 
54 wurden umfangreiche archäologische Untersuchungen durch-
geführt, eine Unterschutzstellung als Bodendenkmal nach Denk-
malschutzgesetz erfolgte bei keiner der untersuchten Flächen. 
Auch wurden während der Baumaßnahmen keine weiteren Hin-
weise auf mögliche Bodendenkmäler aufdeckt. 
 
Die angeregte Sachverhaltsermittlung auf der infrage stehenden 
Fläche kann baubegleitend im Zuge der Erdarbeiten durch eine 
archäologische Fachfirma erfolgen.  
 
Durch eine Kennzeichnung als „archäologischer Konfliktbereich“ 
und einem entsprechendem Hinweis als Planeintrag im Bebau-
ungsplan werden zukünftige Bauherren und die im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren zuständige Bauaufsichtsbehörde frühzei-
tig auf die Situation aufmerksam gemacht und können entspre-
chende Schritte zur Umsetzung der denkmalpflegerischen Belange 
einleiten.  
 
Diese Vorgehensweise entspricht dem Verfahren, das im Rahmen 
der III. Änderung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 54, der seit 
dem 29.06.2012 rechtskräftig ist, mit dem LVR-Amt für Boden-
denkmalpflege abgestimmt wurde.  
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Damit die beiden zeitlich kurz aufeinander folgenden Bebauungs-
plan-Änderungen bei gleichem Sachverhalt auch eine inhaltliche 
Kontinuität aufweisen wird der wortgleiche Hinweis ebenfalls in die 
nun anstehende  IV. Änderung des Bebauungsplanes aufgenom-
men. 
 
Beschlussempfehlung zu A 1.17: 
Über die mit Schreiben vom 02.10.2014 eingegangene Stellung-
nahme A 1.17 des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege im Rhein-
land, wird wie folgt entschieden: 
 
Der Empfehlung des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege wir 
insofern gefolgt, als dass die Flächen im Bebauungsplan als 
„Archäologischer Konfliktbereich“ gekennzeichnet werden 
und folgender Hinweis zu einer baubegleitenden Untersu-
chung des Sachverhaltsverhalts in den Textteil des Bebau-
ungsplanes aufgenommen wird: 
 
Bodendenkmalpflege  
Das Plangebiet liegt im Bereich eines archäologischen Fund-
platzes, der teilweise bereits archäologisch untersucht wurde. 
Mit Restbefunden/Funden in Teilflächen ist zu rechnen. 
Zur Vermeidung von Baustillstandszeiten sind Erdeingriffe in 
den in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen unter 
archäologischer Fachaufsicht auszuführen. Aufgedeckte 
Bodendenkmäler sind fachgerecht zu untersuchen und zu 
dokumentieren. Die Durchführung dieser archäologischen 
Sicherungsmaßnahmen kann beim LVR - Amt für Boden-
denkmalpflege im Rheinland beantragt werden.  
Bei Beauftragungen einer archäologischen Fachfirma muss 
vor Beginn der Erdarbeiten eine Erlaubnis gemäß § 13 DSchG 
NW vorliegen. 
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Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit an der Planung keine Stellungnahmen aus 
der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die zu entscheiden ist. 
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B 1.1 Erftverband 

Postfach 1320 
50103 Bergheim 
 
Hier: Schreiben vom 12.11.2014 
 
 
  

Die Hinweise des Erftverbandes wurden berücksichtigt. Im Gewer-
begebiet Nord II besteht ein Trennsystem. Die Kanäle und die 
nachgeschalteten Abwasseranlagen (hier RKB, Regenrückhalte-
becken incl. Pumpwerk) weisen entsprechende Sicherheiten aus, 
so dass die geringen Erweiterungsflächen noch zusätzlich an das 
System angeschlossen werden können.  
Zusätzlich wurde ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenom-
men, dass zur Entlastung der Kanalisation durch starken Oberflä-
chenabfluss und zur Verringerung der nachfolgenden Gewässer-
belastung Maßnahmen zur Niederschlagswassersammlung und –
nutzung empfohlen werden. 
 
Beschlussempfehlung zu B 1.1: 
Über die mit Schreiben vom 12.11.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.1 des Erftverbandes ist keine Beschlussfassung erfor-
derlich. 
 

B 1.2 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Regionalniederlassung Ville-Eifel 
Postfach 120161  
53874 Euskirchen 
 
Hier: Schreiben vom 20.11.2014 
 
 

 
 
 
 

Der Landesbetrieb Straßenbau, Autobahnniederlassung Krefeld, 
wurde im Zuge der Offenlage beteiligt. Es liegt eine gesonderte 
Stellungnahme vor. 
 
Beschlussempfehlung zu B1.2: 
Über die mit Schreiben vom 20.11.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.2 des Landesbetriebs Straßenbau, Regionalniederlas-
sung Ville-Eifel ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
 

B 1.3 Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. 
KG 
Projektmanagement Netze 
Münsterstraße 9 
53881 Euskirchen 
 

wir nehmen Bezug auf Ihre Anfrage vom 31.10.2014, Az.: 61 26 01/54 IV und teilen 
hierzu Folgendes mit: 
  
Innerhalb des dargestellten Planbereiches sind Leitungen zur Erdgas-Versorgung 
nicht vorhanden. 
  

Die Erschließungsmaßnahmen sind abgeschlossen, das Plange-
biet ist direkt von der Gutenbergstraße aus erschlossen. 
Zusätzlich erforderliche Kompensationsmaßnahmen werden über 
das Ökokonto der Stadt Rheinbach abgegolten.  
Die Sicherheitsabstände zu Versorgungsleitungen werden im 
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Hier: Schreiben vom 08.12.2014 
 
 

Seitens der Regionalgas Euskirchen GmbH & Co. KG bestehen keine Bedenken 
gegen die beabsichtigte IV. Änderung Ihres Bebauungsplanes; die innerhalb des 
Planbereiches beabsichtigten Bebauungen könnten von der Gutenbergstraße aus 
mit Erdgas versorgt werden. 
  
Bei Interesse prüfen wir auch gerne den Einsatz von erneuerbaren Energien. 
  
Um spätere Aufbrüche in Fahrbahnen zu vermeiden empfehlen wir, die Versor-
gungsleitungen gebündelt in den Nebenanlagen (Gehwegen, Parkstreifen o. ä.) 
unterzubringen. Die Breite dieser Nebenanlagen ist so zu dimensionieren, dass die 
geforderten Sicherheitsabstände der Versorgungsleitungen untereinander eingehal-
ten werden können. Als Richtmaß sollte hier eine Mindestbreite von 1,50 m für 
Gas-, Wasser-, Strom- und Kommunikationsleitungen gelten. 
  
Wir weisen darauf hin, dass eventuelle Ausgleichsmaßnahmen, insbesondere das 
Anpflanzen von Bäumen, grundsätzlich außerhalb der Leitungstrassen zu planen 
sind. Diesbezüglich verweisen wir auf das Merkblatt "Bäume, unterirdische Leitun-
gen und Kanäle (Ausgabe 2013)" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen e.V.. 

Freundliche Grüße  

 
 
 

Rahmen der konkreten objektbezogenen Außenanlagenplanung 
beachtet. 
 
Beschlussempfehlung zu B1.3: 
Über die mit Schreiben vom 08.12.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.3 der Regionalgas Euskirchen GmbH ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
 

B 1.4 Bezirksregierung Köln 
Dezernat 52 - Abfallwirtschaft 
 
Hier: Schreiben vom 10.12.2014 
 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu B1.4: 
Über die mit Schreiben vom 10.12.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.4 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 52 - Abfallwirt-
schaft ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.5 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Autobahnniederlassung Krefeld 
Postfach 101352 Krefeld 
 
Hier: Schreiben vom 10.12.2014 
 
 

 
 
 
 

Das Plangebiet ist, wie bereits dargelegt, schon erschlossen und 
über die Gutenbergstraße an die L 113 angeschlossen.  
 
Die BAB 61 tangiert das Plangebiet im Osten, bei den vornehmlich 
nach Süden und Südwesten ausgerichteten Photovoltaikanlagen 
und damit von der Autobahn abgewandten Lage, ist eine Gefähr-
dung des Verkehrs durch Lichtreflexionen nicht wahrscheinlich, 
vorsorglich wird ein Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 
 
Bei dem ausgewiesenen Baugebiet handelt es sich um ein Indust-
riegebiet mit entsprechend geringen Schutzansprüchen. Ein Hin-
weis zur vorhandenen Vorbelastung wurde in den Bebauungsplan 
aufgenommen. Darüber hinaus unterliegt der Schutz vor Verkehrs-
lärm den Regelungen der Verkehrslärmverordnung – 16.BImschV. 
Hinsichtlich der Schadstoffe in der Luft ist das Bundes-
Immissionsschutzgesetz-BImSchG maßgebend. 
 
Die unterschiedlichen Aussagen zur Größe des Defizites werden 
korrigiert. 
 
 
Beschlussempfehlung zu B1.5: 
Über die mit Schreiben vom 10.12.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.5 des Landesbetriebs Straßenbau, Autobahnniederlas-
sung Krefeld, wird wie folgt entschieden: 
Die unterschiedlichen Aussagen zur Größe des Defizites wer-
den korrigiert. Der richtige Wert beträgt 46.253 Punkte. 
Der Hinweis zur möglichen Lichtreflexion durch Photovoltaik-
anlagen wird zur Kenntnis genommen, ein entsprechender 
Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 
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B 1.6 Rhein-Sieg-Kreis 
Der Landrat 
Amt 61 – Planung 
Postfach 1551 
53705 Siegburg 
 
Hier: Schreiben vom 10.12.2014 
 
 

 

Zu Bodenschutz:  
Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes ist eine Neuversiege-
lung von 3.478 m² offenen Bodens möglich. Der Anregung des 
Rhein-Sieg-Kreises wurde gefolgt und der Eingriff in die natürli-
chen Funktionen des Bodens wurde bewertet.  
Im Ergebnis ist festzuhalten, dass der Kompensationsbedarf für die 
Beeinträchtigungen des Bodenpotenzials 2.087 m² beträgt. 
 
Für das Bodenpotenzial kann bei Beeinträchtigung durch Versiege-
lung und Überbauung theoretisch nur ein Ausgleich erzielt werden, 
indem eine Fläche vergleichbarer Größe entsiegelt wird. Eine 
solche Möglichkeit besteht weder im Plangebiet noch an anderer 
Stelle im Stadtgebiet. Eine Kompensation kann jedoch auch erzielt 
werden, wenn durch Einleitung einer naturnäheren Entwicklung 
Vorbelastungen gemindert oder beseitigt werden. Beeinträchtigte 
Bodenfunktionen können so wieder hergestellt werden.  
 
Vor dem Hintergrund, dass auf den Kompensationsflächen des 
Ökokontos der Stadt Rheinbach, auf denen durch die Renaturie-
rung eines ehemaligen Kiestagebaus erhebliche Aufwertungen für 
das Biotoppotenzial erzielt wurden, ebenfalls die Vorbelastungen 
für das Bodenpotenzial reduziert wurden und die Flächen somit 
auch eine Kompensationsfunktion für das Bodenpotenzial über-
nehmen können, kann mit der Ablösung von 46.253 Ökowertpunk-
ten vom Ökokonto der Stadt Rheinbach in der Gesamtsicht der 
Eingriff in das Bodenpotenzial kompensiert werden.  
 
Darüber hinaus wird durch die Inanspruchnahme dieser bereits 
vollständig erschlossenen Fläche innerhalb eines vorhandenen 
Gewerbegebietes die kurzfristige Nachfrage an gewerblichem 
Bauland bedient, ohne zusätzliche Eingriffe für verkehrliche Er-
schließung und für die Bereitstellung der erforderlichen techni-
schen Infrastruktur auszulösen. Durch diese Nachverdichtung wird 
im Sinne des § 1a BauGB die Bodenversiegelung auf das notwe-
nige Maß begrenzt.  
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Zu Natur- und Landschaftsschutz: 
Der Hinweis wird beachtet, die Rechtskraft des Bebauungsplanes 
und die erforderlichen Angaben zur Führung des Kompensations-
flächenkatasters werden dem Rhein-Sieg-Kreis mitgeteilt. 
 
Beschlussempfehlung zu B1.6: 
Über die mit Schreiben vom 10.12.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.6 des Rhein-Sieg-Kreises wird wie folgt entschieden: 
Der Anregung des Rhein-Sieg-Kreises wird gefolgt und der 
Eingriff in die natürlichen Funktionen des Bodens wird bewer-
tet. Zur größtmöglichen Begrenzung von Beeinträchtigungen 
des Bodenpotenzials werden Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen als Hinweise in den Bebauungsplan aufge-
nommen. Die Überschriften werden redaktionell angepasst. 
 

B 1.7 PLEDOC GmbH 
Leitungsauskunft Fremdplanungsbear-
beitung 
Postfach 120255 
45312 Essen 
 
Hier: Schreiben vom 08.12.2014 
 
 

Das Ökokonto der Stadt Rheinbach beinhaltet bereits durchgeführ-
te Maßnahmen, die bereits im Zuge von ökologischen Aufwertun-
gen und Renaturierungen des ehemaligen Kiesabbaus umgesetzt 
wurden. Die Leitungen einschließlich ihrer Schutzstreifen werden 
durch die Änderung des Bebauungsplanes nicht berührt.  
 
Beschlussempfehlung zu B1.7: 
Über die mit Schreiben vom 08.12.2014 eingegangene Stellung-
nahme B 1.7 der PLEDOC GmbH ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Rahmen der Offenlegung des Planentwurfs keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegan-
gen sind, über die zu entscheiden ist. 

 

Anlage 2



Sachgebiet 62.2   |   Planung und Umwelt  14.04.2015 
Bebauungsplan Rheinbach Nr. 54 „Gewerbe- und Büropark Nord II“ IV. Änderung 
Behandlung der Stellungnahmen  
 
C) Erneute Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4a Abs. 3 BauGB 
C 1) Stellungnahmen Behörden und Träger öffentlicher Belange 
 

 
 SEITE 35 

Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
C 1.1. Rhein-Sieg-Kreis 

Der Landrat 
Amt 61 – Planung 
Postfach 1551 
53705 Siegburg 
 
 
 
Hier: Schreiben vom 24.03.2015 
 

 

Der landschaftspflegerische Begleitplan zum Bebauungsplan 
Rheinbach Nr. 54 aus dem Jahr 1995 bewertet im Zuge der Ein-
griffsbilanzierung die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts. Dazu 
gehören neben dem Lebensraum für Pflanzen und Tiere auch der 
Wasserhaushalt sowie die natürlichen Bodenfunktionen.  
Die Eingriffe in die einzelnen Schutzgüter wurden ermittelt. Der 
Gesamtausgleich richtete sich nach dem errechneten Flächen-
höchstwert, dies war der Ausgleichsbedarf für den Eingriff ist das 
Schutzgut Boden – 17,28 ha. 
Da dieser Bedarf nur in einem geringen Maße (0,73 ha) durch 
Entsiegelungsmaßnahmen im Plangebiet umgesetzt werden konn-
te, wurden zusätzlich 6,22 ha Nutzflächen extensiviert. Das ver-
bleibende Ausgleichdefizit von 10.27 ha wurde teils durch Gehöl-
pflanzungen im Plangebiet und teils außerhalb des Plangebietes, 
u. a. durch Rekultivierungen des Kiesabbaugebietes Flerzheim, als 
Ersatzmaßnahme erbracht. 
Im Zuge der Rekultivierung des Kiesabbaugebietes Flerzheim 
wurden erhebliche Aufwertungen für das Biotoppotenzial erzielt, 
die ebenfalls die Vorbelastungen für das Bodenpotenzial reduzier-
ten und somit auch eine Kompensationsfunktion für das Bodenpo-
tenzial übernehmen können. Als Ersatzmaßnahme für den B-Plan 
Rheinbach Nr. 54 wurden 58 % der Fläche benötigt, die restliche 
Fläche wurde als Biotopwertpunkte dem Ökokonto der Stadt 
Rheinbach gutgeschrieben. 
Die Bilanzierung von Eingriff und Kompensation im Zuge der IV. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 54 berücksichtigt über den 
Flächenansatz sowohl den Zielwert der nun wegfallenden Kom-
pensationsfläche (einschließlich des erstmaligen Eingriffs in Bo-
den) als auch den Eingriff in den Boden und die derzeitige Real-
nutzung auf einer Fläche von 4.348 m².  
Der über diese Fläche ermittelte Kompensationsbedarf ergibt ein 
Kompensationsdefizit von 28.696 Wertpunkten, die für den Eingriff 
im Zuge der Bebauungsplan-Änderung von dem Ökokonto abzu-
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
buchen sind.  
Die Kompensationsermittlung für den Eingriff in den Boden (siehe 
Anlage 2 zur Begründung: „Ermittlung des erforderlichen Kompen-
sationsumfangs“ Tabelle 5 u. 6.) wurde nach Absprache mit dem 
Rhein-Sieg-Kreis in Anlehnung an den Leitfaden „Bodenschutz in 
der Umweltprüfung nach BauGB“ durch das Planungsbüro Ginster 
Landschaft+Umwelt durchgeführt. Demnach ist für den Eingriff in 
den Boden eine Ausgleichsfläche von 2.087 m² erforderlich. 
 
Die 28.696 Wertpunkte berücksichtigen 3.478 m² versiegelte Bo-
denfläche, da sie ökologische Aufwertungen beinhalten, die auch 
eine Kompensationsfunktion für das Bodenpotenzial übernehmen 
können. Gemäß den Ermittlungen des Kompensationsumfangs 
sind für den durch den zusätzlichen Eingriff betroffenen Boden 
jedoch nur 2.087 m² Ausgleichsfläche erforderlich.  
In der Summe besteht ein Kompensationsbedarf von 46.253 m² 
Wertpunkten (Zielwert der wegfallenden Kompensationsfläche 
einschließlich der festgesetzten Maßnahmen und Kompensations-
bedarf durch die Festsetzungen der IV. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 54), der durch die Abbuchung vom Ökokonto der Stadt 
Rheinbachs in seiner Gesamtheit als ausgeglichen angesehen 
werden kann. 
 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.1: 
Über die mit Schreiben vom 24.03.2015 eingegangene Stellung-
nahme C 1.1 des Rhein-Sieg-Kreises, Amt 61 – Planung, wird wie 
folgt entschieden: 
Der Anregung des Rhein-Sieg-Kreises, die Eingriffs- und Aus-
gleichsbilanzierung in Bezug auf den Eingriff in den Boden ein 
weiteres Mal zu überarbeiten, wird nicht gefolgt. Mit der Ablö-
sung von 46.253 Ökopunkten gilt auch der zusätzliche Wegfall 
der Bodenfunktion als ausgeglichen. 
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
 

C 1.2 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Autobahnniederlassung Krefeld 
Postfach 101352 Krefeld 
 
Hier: Schreiben vom 23.03.2015 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.2: 
Über die mit Schreiben vom 23.03.2015 eingegangene Stellung-
nahme C 1.2 des Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-
Westfalen, Autobahnniederlassung Krefeld ist keine Beschlussfas-
sung erforderlich. 
 
 

C 1.3 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen 
Regionalniederlassung Ville-Eifel 
 
Hier: Schreiben vom 23.03.2015 sowie 
Schreiben vom 09.05.2014 und 
20.11.2014 
  

 

Die Stellungnahmen und Anregungen aus den Schreiben vom 
09.05.2014 sowie 20.11.2014 wurden zur Kenntnis genommen und 
im Wesentlichen in der Planung, in den textlichen Festsetzungen 
und in der Begründung berücksichtigt. Siehe hierzu auch Abwä-
gung A 1.10 sowie B 1.2. 
 
Beschlussempfehlung zu C 1.3: 
Über die mit Schreiben vom 23.03.2015 eingegangene Stellung-
nahme C 1.3 des Landesbetriebs Straßenbau Nordrhein-
Westfalen, Regionalniederlassung Ville-Eifel ist keine erneute 
Beschlussfassung erforderlich.  
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Nr. TÖB Anregung Abwägung / Beschlussvorschlag 
C 1.4 LVR-Dezernat Finanz- und Immobili-

enmanagement, 
LVR-Fachbereich Gebäude- und Lie-
genschaftsmanagement 
50663 Köln 
 
Hier: Schreiben vom 11.03.2015 
 

 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Das LVR-Amt für Bodendenkmalpflege wurde beteiligt und hat mit 
Schreiben vom 02.10.2014 Stellung genommen (siehe Abwägung 
A 1.17).  
Im Zuge der erneuten Offenlage wurde das LVR-Amt mit Schrei-
ben vom 03.03.2015 erneut beteiligt, die nach der Offenlage geän-
derten Planinhalte berühren jedoch die Belange des LVR-Amtes 
für Bodendenkmalpflege nicht. Eine erneute Stellungnahme des 
LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege wurde nicht abgegeben.  
Belange des Rheinischen Amtes für Denkmalpflege werden durch 
die Planung nicht berührt, eine Beteiligung im Zuge der erneuten 
Offenlage war nicht erforderlich.  
 
Beschlussempfehlung zu C 1.4: 
Über die mit Schreiben vom 11.03.2015 eingegangene Stellung-
nahme C 1.4 des LVR-Dezernat Finanz- und Immobilienmanage-
ment ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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C 2.1 Einwender C 2.1 
Wohnhaft in Ramershoven 
 
Hier: Schreiben vom 24.03.2015 
 

 
  

Die Folgen der zusätzlichen Versiegelung von 3.478 m² wurden in 
ausreichender Weise gewürdigt.  
Das anfallende Regenwasser wird im Trennsystem über den vor-
handenen Regenwasserkanal abgeleitet. Dabei wird das Nieder-
schlagswasser zunächst in einem unterirdischen Regenklärbecken 
vorbehandelt und dann in ein offenes Regenrückhaltebecken 
geleitet. Die beiden Bauwerke weisen ein Rückhaltevolumen von 
ca. 2.300 m³ auf. Das anfallende Regenwasser wird hier auf 
250 l/s gedrosselt dem Eulenbach zugeführt. Die Kanäle und die 
nachgeschalteten Abwasseranlagen weisen entsprechende Si-
cherheiten auf und die hinzukommenden Flächen können an die-
ses System angeschlossen werden.  
Bei Starkregenereignissen können die unbefestigten Flächen nur 
einen Bruchteil des Wassers aufnehmen, der größte Anteil des 
Wassers fließt bei solchen Extremereignissen von den Oberflä-
chen ohne Versickerung ab. Statt auf der Grundlage einer hydrau-
lischen, und damit einschätz- und bewertbaren Berechnung, über 
eine Regenrückhaltung verzögert dem Eulenbach zugeleitet zu 
werden, fließt ein nicht unerheblicher Anteil des Wassers direkt 
dem Eulenbach zu.  
Gemäß der bisher vorliegenden vorläufigen Bewertung des Hoch-
wasserrisikos besteht bei solchen Extremereignissen, dem sog. 
HQ 100, durch den Eulenbach ein Überschwemmungsrisiko auch in 
Teilen des historischen Ortskerns von Ramershoven. Statistisch 
betrachtet treten diese Extremereignisse im Mittel alle 100 Jahre 
auf.  
Die Hochwasser-Risikomanagementpläne wurden von der Bezirks-
regierung mit den betroffenen Kommunen erarbeitet und sind 
zurzeit in der Öffentlichkeitsbeteiligung. Für den Hochwasser-
schutz der Ortschaft Ramershoven sind Maßnahmen geplant, 
abgestimmt und in die Hochwasserrisikomanagementplanung 
aufgenommen worden. Das Projekt zur Umsetzung des Hochwas-
serschutzes für Ramershoven hat mit Beauftragung eines Pla-
nungsbüros durch die Stadt Rheinbach bereits begonnen. Dabei 
werden selbstverständlich neben dem Status Quo die derzeit 
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bestehenden Flächenplanungen auf ihre hydraulischen Folgen für 
den Eulenbach überprüft und berücksichtigt  
Der zur Hochwasserrisikomanagementplanung NRW - Flussge-
bietseinheit Rhein - Teileinzugsgebiet Erft vorliegende Entwurf der 
strategischen Umweltprüfung zum Hochwasserrisikomanagement-
plan Rhein (Stand 6.03.2015) beinhaltet als Ziel zur Vermeidung 
neuer Risiken keine Siedlungsbeschränkung für die im Zuge der 
Bebauungsplan-Änderung zusätzlich ausgewiesene Baufläche. Die 
Fläche ist nicht als (vorläufiges) Überschwemmungsgebiet festge-
setzt.  
Der Schutz vor Risiken durch Überschwemmungen liegt nicht nur 
im privaten Interesse sondern in besonderem Maße auch im öf-
fentlichen Interesse. Daneben hat die Stadt Rheinbach ein Interes-
se daran, eine bereits voll erschlossene Fläche in einem vorhan-
denem Gewerbegebiet einer baulichen Nutzung zuzuführen, um 
damit die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen zu befriedigen. 
Damit folgt sie dem im Baugesetzbuch verankerten Grundsatz, zur 
Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für 
die bauliche Nutzung vorrangig auch Möglichkeiten zur Nachver-
dichtung zu nutzen (§ 1a Abs. 2 BauGB).  
Da sich eine signifikante Erhöhung des Überschwemmungsrisikos 
durch die Umsetzung des Bebauungsplanes nicht abzeichnet und 
die Belange des Schutzes vor Hochwasser bereits auf anderer 
fachplanerischer Ebene aufgegriffen und behandelt werden, ist 
eine sachgerechte Abwägung dieser Interessen – auch unter 
Einbeziehung der privaten Interessen. – gegeben. Die Randbedin-
gungen können im Zuge der Bebauungsplan-Aufstellung als aus-
reichend geklärt angesehen werden, sodass eine Zurückstellung 
der Kompensationsfrage, bis zum Abschluss der Hochwasserrisi-
komanagementplanung nicht erforderlich ist.   
 
 
Beschlussempfehlung zu C 2.1: 
Über die mit Schreiben vom 24.03.2015 eingegangene Stellung-
nahme des Einwenders C 2.1. wird wie folgt entschieden: 
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Der Anregung, die Kompensationsfragen bis zur abschließen-
den Erarbeitung der Hochwasserrisikomanagementplanung 
zurückzustellen, wird nicht gefolgt. 
Da sich eine signifikante Erhöhung des Überschwemmungsri-
sikos durch die Umsetzung des Bebauungsplanes nicht ab-
zeichnet und die Belange des Schutzes vor Hochwasser be-
reits auf anderer fachplanerischer Ebene aufgegriffen und 
behandelt werden, ist eine sachgerechte Abwägung dieser 
Interessen – auch unter Einbeziehung der privaten Interessen. 
– gegeben.  
Die Randbedingungen können im Zuge der Bebauungsplan-
Aufstellung als ausreichend geklärt angesehen werden, so-
dass eine Zurückstellung der Kompensationsfragen bis zum 
Abschluss der Hochwasserrisikomanagementplanung nicht 
erforderlich ist.  
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